
  05.07.2018 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.07.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/16/0075 

Rechtssatz 

Stattgebung - Übertretung des Glücksspielgesetzes - Den Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
begründete der Revisionswerber im Wesentlichen mit dem Vorbringen, dass er lediglich über einen 
Notstandshilfebezug verfüge, er nach einem Schuldenregulierungsverfahren bis ins Jahr 2024 einen 
Zahlungsplan zur Tilgung seiner Schulden erfüllen müsse und er mangels Ratenaufbringung die über ihn 
verhängte Ersatzfreiheitsstrafe antreten müsse. Es ist nicht zu erkennen, welche - das Interesse des 
Revisionswerbers übersteigenden - Interessen der belangten Behörde eine Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung der angefochtenen Entscheidung entgegenstehen würde. Die Verhängung der Geldstrafe (vier 
Geldstrafen in der Höhe von je EUR 15.000,- ) stellt somit in Anbetracht der Vermögenslage des 
Revisionswerbers einen unverhältnismäßigen Nachteil für die revisionswerbende Partei dar. 
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